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Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + + . Zu beziehen durch alle Roft« 
darf, im allgemeinen monat» anftalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe von = Expedition des Blattes 
vierteljährlich 2 Goldmark. Berlin WS, Mauerſtraße 44. 
der 


Handels- und Gewerbe -Ver waltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Der Bezugspreis für das Vierteljahr Januar — März beträgt 2 Goldmark freibleibend. 


Ar. 5. Berlin, Montag, den 15. Mürz 1926. 26. Jahrgang. 
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I. Perſönliche Angelegenheiten: S. 53. 
II. Allgemeine Berwaltungsangelegenheiten: Verordnung d. FM., d. M. d. J. u. d. M. f. H. vom 21. Ja⸗ 
nuar 1926 Nr. II A4 125, IV St. 271 u. IIa 710 /I 1286, betr. Ausführung des Art. II § 3 des 


Geſetzes vom 27. Juli 1925 (GS. S. 97) S. 53. RdErl. d. M. d. J., d. FM. u. d. M. f. H. vom 
25. Februar 1926 Nr. IV St 130, II B 1465 u. IIa 874, betr. Gewerbeſteuer S. 54. 


IV. Handelsangelegenheiten: Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Erl. d. M. f. M. vom 4. März 
1926 Nr. III 10924/25, betr. Tagegelder der Beamten und Angeſtellten der öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe bei Dienſtreiſen innerhalb des Amtsbezirks S. 55. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 
25. Februar 1926 Nr. IV 2571, betr Zeichnungsformate S. 56. Erl. d. M. f. H. vom 20. Februar 1926 
Nr. IV 2767, betr. Zuſatzausbildung für Gewerbelehrerinnen S. 56. — 2. Fachſchulen: Erl. d. 
M. f. H. vom 22. Februar 1926 Nr. IV 1548, betr. Weiterbildung von Direktoren und Lehrern der 
ſtaatlichen Maſchinenbauſchulen uſw. S. 57. Erl. d. M. f. H. vom 20. Februar 1926 Nr. IV 1172, betr. 
Schulgeld an den gewerblichen Fachſchulen S. 57. 


VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 59. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Die Gewerbeoberſchullehrerin Grafe iſt Der Lehrer Max Szymanſki iſt zum 
zur Direktorin der ſtaatlichen Haushaltungs⸗ Jachſchuloberlehrer an der Staatlichen Fach⸗ 
und Gewerbeſchule für Mädchen in Flensburg ſchule für die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie des 
ernannt worden. Siegener Landes in Siegen ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Verordnung d. FM., d. M. d. J. u. d. M. f. H. vom 21. Januar 1926 Nr. IIA 1125, 
IV St. 271 u. IIa 710/1 1286, betr. Ausführung des Art. II § 3 des Geſetzes vom 
27. Juli 1925 (GS. S. 97). 


Auf Grund des § 62a GewSt. vom 23. November 1923 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 27. Juli 1925 (GS. S. 97) beſtimmen wir nach Anhörung des Staatsrats 
was folgt: 

Die Gewerbebetriebe des Preußiſchen Staates werden, wie aus der nachfolgenden 
Nachweiſung erſichtlich, abgegrenzt. Zu ihrer Veranlagung ſind die daſelbſt aufgeführten 
Gewerbeſteuerausſchüſſe zuſtändig. 

Soweit Staatsbetriebe das ſtehende Gewerbe in der Form privatrechtlicher Unter⸗ 
nehmen betreiben, finden auf fie die Beſtimmungen der 88 4 Abf. 1 Satz 1 und 27 
GewStV. vom 23. November 1923 (GS. S. 519) Anwendung. 
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Nachweiſung der gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe des Staates. 


fd. 


Für die Veranlagung 


Nr. Regierungsbezirk Bezeichnung des Gewerbebetriebes zuſtändiger Gewerbeſteuer⸗ 
i ausſchuß 
Al 2 3 4 
1 Gumbinnen Torfbetrieb?in Packlidimmen und Grün- | Stallupönen 
hof (Kreis Stallupönen) 
2 5 Torfbetrieb in Smalupp (Kreis Niederung) e in Heinrichs⸗ 
walde 
3 | Berlin Landwirtſchaftliche Brennerei Domäne | Berlin beim Finanz⸗ 
Dahlem amt Zehlendorf in 
Dahlem, Limonen⸗ 
ſtraße 14 
4 Potsdam Sägewerk Miechen am Werbellinſee, Guts- | Angermünde beim 
bezirk Grimnitz Finanzamt Anger⸗ 
münde 
5 Breslau Ziegelei in Zimpel (Gutsbezirk) Breslau⸗Land in 
Breslau 
6 Hannover Bad Rehburg (Kreis Stolzenau) Stolzenau (Weſer) 
7 | Münfter Steinkohlenbergwerk Gladbeck Gladbeck (Weſtf.) 
a) Möllerſchächte 1 und 2 
b) Rheinbabenſchächte 3 und 4 
8 e Steinkohlenbergwerk Buer (Schachtanlagen [Buer (Weſtf.) 
Bergmannsglück und Weſterholt) 
9 3 Steinkohlenbergwerk Waltrop Waltrop beim Amt 
Waltrop 
10 - Steinkohlenbergwerk Zweckel Gladbeck (Weſtf.) 
a) Schachtanlage Zweckel 
b) Schachtanlage Scholven 
11 . Hafenverwaltung Gladbeck . . 
12 | Eafjel Bad Nenndorf (Kreis Grafſchaft Schaum⸗ Rinteln 
burg) 
13 | Wiesbaden Bad Ems (Unterlahnkreis) Bad Ems 
14 . Bad Langenſchwalbach (Untertaunuskreis) | Untertaunuskreis in 
15 4 Langenſchwalbach 
16 | Coblenz Bad Schlangenbad (Untertaunuskreis) desgl. 
Bad Bertrich (Kreis Cochem) Cochem⸗Land in Cochem 


Berlin, den 21. Januar 1926. 
Der Miniſter 


Der Miniſter des Innern. 


für Handel und Gewerbe. 


Der Finanzminiſter. 


RdErl. d. M. d. J., d. FM. u. d. M. f. H. vom 25. Februar 1926 Nr. IV St 130, 


II B 1465 u. IIa 874, betr. Gewerbeſteuer. 
Im Anſchluß an den Runderlaß vom 10. April 1924 — IV St 588 III, II A 1. 801 


u. IIa 1584 (MBliV. S. 407) übertragen wir mit Wirkung vom 1. April 1926 gemäß 
Art. II 8 4 der Ergänzungs⸗Verordnung vom 16. Februar 1924 (GS. S. 109) hiermit 
die Zulaſſung der Abweichungen auf die nachgeordneten Aufſichtsbehörden höherer 
Inſtanz auch für die Fälle, in denen die Abweichungen über das Dreifache hinausgehen, 
mit folgender Anweiſung: 


1. Eine ſtärkere Heranziehung der Gewerbekapital⸗ bzw. Lohnſummenſteuer als mit 


dem Doppelten der Ertragsſteuer darf nur dann zugelaſſen werden, wenn die Ertrags⸗ 
ſteuer mit mindeſtens 400 v. H. Zuſchlägen belaſtet iſt. 
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2. Auch wenn die Ertragſteuer mit 400 v. H. oder mehr Zuſchlägen belaſtet iſt, darf 
eine ſtärkere Heranziehung der Gewerbekapital⸗ bzw. Lohnſummenſteuer als mit dem Vier⸗ 
fachen der Ertragsſteuerzuſchläge nicht zugelaſſen werden. 

3. Wenn ganz beſondere Verhältniſſe in einer einzelnen Gemeinde es der Aufſichts⸗ 
behörde höherer Inſtanz unabweisbar erſcheinen laſſen, die Zulaſſung unter Abweichung 
der unter 1 und 2 gegebenen Richtlinien auszuſprechen, ſo hat ſie zunächſt eingehend an 
uns, zu Händen des Miniſters des Innern, mit dem Antrage zu berichten, ihr für dieſen 
Einzelfall die Zulaſſung der Abweichung außerhalb der Richtlinien zu geſtatten. Hält die 
Aufſichtsbehörde die Abweichung von den Richtlinien nicht für unerläßlich, ſo iſt ein 
etwaiger Antrag der Gemeinde nicht weiterzugeben, ſondern ſelbſtändig zu entſcheiden. 

Im Falle der Berichterſtattung ſind als Anlagen beizufügen die Gemeindehaushalts⸗ 
pläne für das Rechnungsjahr 1914, der Haushaltsplan 1925 unter Eintragung der vor⸗ 
läufigen Rechnungsergebniſſe und der Haushaltsplan für das Jahr 1926 nebſt einer Nach⸗ 
weiſung nach einem Muſter, welches den Auffichtsbehörden höherer Inſtanz noch zugehen 
wird. Ferner iſt das Gutachten der Berufsvertretungen mit beizufügen. 

Wir vertrauen darauf, daß die Aufſichtsbehörden im Bewußtſein ihrer hohen Ver⸗ 
antwortung mit größter Genauigkeit prüfen, ob eine Notwendigkeit für die Erhebung der 
beſchloſſenen Zuſchlagsſätze und der beſchloſſenen Abweichungen trotz des Darniederliegens 
der Wirtſchaft und trotz der ſchwierigen Verhältniſſe, mit denen auch die anderen Steuer⸗ 
pflichtigen zu kämpfen haben, in vollem Umfange notwendig iſt. In beſonders zweifel⸗ 
haften Fällen wird von der Möglichkeit Gebrauch zu machen ſein, ſich durch Anhörung 
der Berufsvertretungen oder Verhandlungen an Ort und Stelle von dieſer Notwendigkeit 
zu überzeugen. 

Ebenſo müſſen wir entſcheidenden Wert darauf legen, daß eine Vorlage an uns 
gemäß Ziff. 3 auch wirklich nur in den allerſeltenſten Fällen erfolgt. Die Vorſchriften 
über die Notwendigkeit der Vorlegung der Steuerverteilungsbeſchlüſſe zwecks Weitergabe 
an den Reichsfinanzminiſter werden durch vorſtehenden Runderlaß nicht berührt. 


An die Ober- und Regierungspräſidenten. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 4. März 1926 Nr. III 10 924/25, betr. Tagegelder der Beamten 
und Angeſtellten der öffentlichen Arbeitsnachweiſe bei Dienſtreiſen innerhalb des 
Amtsbezirks. 


Bericht vom 8. Dezember v. J. — O. P. I. H. 1585 —. 


Ich trete Ihrer Auffaſſung bei, daß die Gruppe I des Angeſtelltentarifs des Arbeit⸗ 
geberverbandes der kommunalen Selbſtverwaltungen des Regierungsbezirks Breslau im 
allgemeinen der Beamtenbeſoldungsgruppe II und III, die Gruppe II des Angeſtelltentarifs 
den Beſoldungsgruppen IV und V, die Gruppe III des Tarifs der Beſoldungsgruppe VI 
und die Gruppe IV des Tarifs der Beſoldungsgruppe VII entſprechen. Ich habe deshalb 
und nach Maßgabe Ihres vorbezeichneten Berichts keine Bedenken, daß der Leiter des 
öffentlichen Arbeitsnachweiſes in Reichenbach in Schleſien, der hiernach einem Beamten 
oder Angeſtellten der ſtaatlichen Beſoldungs⸗ oder Vergütungsgruppe VII gleich zu erachten 
iſt, für die von ihm ausgeführte Dienſtreiſe ein Tagegeld von 7 RM erhält. Im übrigen 
aber erſcheint es mir angezeigt, die Reiſekoſtenvergütungen der bei den Arbeitsnachweiſen 
beſchäftigten Beamten und Ang ſtellten für künftige Fälle in Anlehnung an die Vorſchriften 
des Geſetzes über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 (Geſetzſamml. 
S. 3) zu regeln. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen innerhalb ihres Amtsbezirks 
in der Regel neben der Gewährung der Fahrkoſten und der Nebenkoſten bei einem Zu⸗ 
und Abgang zu und von der Eiſenbahn gemäß § 4 des Reiſekoſtengeſetzes und neben der 
Gewährung des Übernachtungsgeldes gemäß § 8 a. a. O. 75 v. H. der für Dienſtreiſen 
außerhalb des Amtsbezirks zuſtändigen Tagegelder. 

Mit Bezug auf § 8 Abf. 1 des Reiſekoſtengeſetzes in Verbindung mit Ziffer 57 der 
unterm 17. Januar 1923 dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen erſuche ich Sie im 
Einvernehmen mit den Herren Miniſtern der Finanzen, des Innern und für Volkswohlfahrt, 
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wegen der Einführung einer gleichmäßigen Regelung der Reiſekoſtenvergütungen für die 
Beamten und Angeſtellten der dem dortigen Landesamt für Arbeitsvermittlung unter⸗ 
ſtehenden preußiſchen öffentlichen Arbeitsnachweiſe das Weitere zu veranlaſſen. 

g Ich bemerke noch, daß bei Dienſtgeſchäften am dienſtlichen Wohnſitz ſowie außerhalb 
in geringerer Entfernung als 2 km von deſſen Ortsgrenze lediglich die wirklichen Auslagen 
erſtattet werden, wenn ſie durch beſondere Umſtände gerechtfertigt ſind. In welchen Fällen 
beſondere Umſtände als vorliegend anzuſehen ſind, iſt in Ziffer 56 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum Reiſekoſtengeſetz näher dargelegt. 


An' den Herrn Oberpräſidenten in Breslau. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme und gleichmäßigen weiteren Ver⸗ 
anlaſſung für die Beamten und Angeſtellten der den dortigen Landesämtern für Arbeits⸗ 
vermittlung unterſtehenden öffentlichen Arbeitsnachweiſe. 


J. A.: v. Meyeren. 
An die übrigen Herren Oberpräſidenten 


und zur Kenntnisnahme 
an die Herren Regierungspräſidenten. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 25. Februar 1926 Nr. IV 2571, betr. Zeichnungsformate. 


In dem Erlaß vom 29. April 1919 — IV 2383 — (HM ©. 166), betreffend 
Zeichnungsformate, in dem die Beachtung der Dinorm 5 und 6 angeordnet wurde, iſt 
den Schulleitern zur Pflicht gemacht worden, daß künftig die von dem Normenausſchuß 
der deutſchen Induſtrie herausgegebenen Normen, ſoweit ſie das Gebiet des gewerblichen 
Unterrichts berühren, im Unterricht tunlichſt zu beachten ſeien. Um etwa trotzdem auf⸗ 
getretene Mißverſtändniſſe zu beſeitigen, weiſe ich darauf hin, daß inzwiſchen die Dinorm 5 
durch Dinorm 823 erſetzt wurde, daher nicht mehr gültig iſt, und die Zeichnungsformate 
demnach künftig nach Dinorm 823 feſtzuſetzen ſind. 

Im übrigen verweiſe ich hierbei auf das Dinbuch 8 (herausgegeben von Dr.-Ing. 
A. Heilandt und A. Maier, Beuthverlag G. m. b. H., Berlin SW 19), das eine 
Zuſammenſtellung der bei Anfertigung von Werkzeichnungen zu beachtenden Zeichnungs⸗ 
normen enthält. 

J. A.: Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abt. III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


Erl. d. M. f. H. vom 20. Februar 1926 Nr. IV 2767, betr. Zuſatzausbildung für 
Gewerbelehrerinnen. 


Nach dem Wortlaut des mit Erlaß vom 28. November 1925 — IV 15613 — 
(SMBl. S. 313) veröffentlichten Zeugniſſes über die Zuſatzausbildung der Gewerbelehre⸗ 
rinnen war beabſichtigt, auch ein Prädikat über den Ausfall der Prüfung zu erteilen. 
Mehrfachen Anregungen folgend beſtimme ich, daß bei allen Zuſatzprüfungen von einem 
Prädikat abgeſehen und nur beſcheinigt werden ſoll, daß die Prüfung beſtanden worden 
iſt. Ich erſuche, die Leitungen der Seminare und Lehrgänge für Gewerbelehrerinnen 
hierauf hinzuweiſen. 

J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Potsdam, Düſſeldorf, Königsberg i. Pr., Breslau, 
Hannover, Caſſel, Arnsberg, Köln und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abt. III, in Berlin⸗ 
Lichterfelde. 


— —-— . —ꝑ —œU—oã — ut-— —— 
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2. Fachſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 22. Februar 1926 Nr. IV 1543, betr. Weiterbildung von Direktoren 
und Lehrern der ſtaatlichen Maſchinenbauſchulen uſw. 


Ich darf annehmen, daß mir künftig wieder, wenn auch nur in beſcheidenem Umfange 
Mittel zu Beihilſen für die Direktoren und Lehrer der ſtaatlichen Maſchinenbauſchulen und 
ſonſtigen Fachſchulen der Metallinduſtrie zum Zwecke der Weiterbildung zur Verfügung 
ſtehen werden. 

Für die Bemeſſung und Verteilung der Beihilfen ſind die „Grundſätze für die Ver⸗ 
wendung der zur Weiterbildung des Lehrperſonals der Fachſchulen für die Metallinduſtrie 
(MVaſchinenbauſchulen uſw.) verfügbaren Mittel“, mitgeteilt durch Runderlaß vom 26. Mai 
1908 — IV 6328 — (HMBl. S. 226), mit der Einſchränkung maßgebend, daß an Stelle 
der Regelung durch Pauſchalvergütung gemäß Ziff 2k a. a. O. für Verpflegungs⸗ und 
Übernachtungskoſten wie für die wirklich entſtandenen Fahrkoſten die Beſtimmungen 
unter 1 und unter II Abſ. 2 meines Runderlaſſes vom 20. Mai 1925 — IV 6897 — 
(SMBl. S. 137) treten müſſen. 

Im übrigen erſuche ich Sie, mir die Anträge des Direktors (der e 
nebſt den Verwendungsplänen jährlich wie früher zum 1. Mai einzureichen (vgl. Ziff. 2 
Abſ. 1 der vorbezeichneten Grundſätze). 

Die auf Grund der Verwendungspläne bewilligten Beträge ſind demnächſt aus der 
(den) Schulkaſſe (n) zu zahlen und bei Kap. 69 Tit. 9 des Kaſſenanſchlags (der Kaſſen⸗ 
anſchläge) der Schule (n) als Mehrausgabe zu verrechnen. 


erb. Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten, in deren Bezirken ſtaatliche Maſchinenbauſchulen und 
ſonſtige Fachſchulen für Metallinduſtrie gelegen ſind. 


Erl. d. M. f. H. vom 20. Februar 1926 Nr. IV 1172, betr. Schulgeld an den gewerblichen 
Fachſchulen. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter beſtimme ich, daß vom Beginn des 
Sommerhalbjahres 1926 ab folgendes Schulgeld zu zahlen iſt: 


1. bei den ſtaatl. Baugewerkſchulen im Halbjahr . . 80 H. A, 
2. bei den ſtaatl höheren Maſchinenbauſchulen und bei De 120 Höheren 
Schiff⸗ und Maſchinenbauſchule in Kiel im Halbjahr 80 R. I, 
3. bei den ſtaatl. Maſchinenbauſchulen und bei den ſtaatl. Mofiinenbeir 
und Hüttenſchulen im Halbjahr 40 HA, 
4. bei der ſtaatl. Fachſchule für Snftalitions« und Betiebstegnit in 
Köln im Halbjahr 40 H. Ib, 
5. bei der ſtaatl. Bee blen bergſchule in Köln im 0 ne 40 RM, 
6. bei der ſtaatl. Betriebsfachſchule für die n in che 
im Halbjahr . . 40 RM, 
7. bei den ſtaatl. Metallfachſchulen in en Schmaltalben 1925 
Iſerlohn im Halbjahr 30 RM, 
8. für die Abendkurſe an den ſtaatl. Ma menden en 
a) bei Kurſen von 10 Halbjahrs⸗Wochenſtunden 20 RM, 


b) bei wahlfreiem Unterricht für die Halbjahrs⸗ Wochendoppelſtunde 6 RM, 
9. bei den ſtaatl. Kunſtgewerbe⸗ und ähnlichen Fachſchulen 


a) für den Tagesunterricht im Halbjahr 80 Hb, 
b) für wahlfreien Unterricht und für Abendunterricht ie Salbjahrs 
Wochenſtunde 5 3 RM, 
10. bei den Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen 
a) für die Schiffsingenieurklaſſe im Halbjahete . 80 RM, 
b) für die I. Maſchiniſtenklaſſe je Kurſuns 40 H, 
c) für die II. Maſchiniſtenklaſſe je Kurſiun ss 80 RM, 


d) für die III. Maſchiniſtenklaſſe je Kuh . s.. 25 EM, 


58 


11. bei den ſtaatl. Handels⸗ und Gewerbeſchulen für Mädchen in Pots⸗ 
dam und Rheydt, bei der ſtaatl. Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule 
für Mädchen in Flensburg, bei den ſtaatl. Lehrgängen für Gewerbe⸗ 
lehrerinnen in Köln und Dortmund 


a) für Vollkurſe (Haushaltungsſchule, Frauenſchule, Hausbeamtinnen⸗ 


kurſus, Höhere Handelsſchule uſw.) im Halbjahh . . . 80 H. Ab, 
b) für Kurſe mit geringerer Stundenzahl für jede Halbjahrs⸗ 
Wochenſtun de sñĩ è 


Bei den Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen behält es für die Kurſe, deren 
Beginn ſchon vor dem 1. April 1926 liegt, bei dem bisherigen Schulgeld ſein Bewenden. 

Für die Zahlung und Einziehung des Schulgeldes, für Schulgelderlaß uſw. gelten 
auch weiterhin die Beſtimmungen des vierten bis ſiebenten Abſatzes meines Erlaſſes vom 
26. März 1924 (HM Bl. S. 99), der im übrigen aufgehoben wird. Die in Kraft bleibenden 
Beſtimmungen ſind im Anſchluß an dieſen Erlaß nochmals abgedruckt. 

Ich erſuche Sie (das Provinzialſchulkollegium), hiernach das Weitere alsbald zu ver⸗ 
anlaſſen und eine entſprechende Regelung auch bei den nicht ſtaatlichen ſtaatlich unterſtützten 
Fachſchulen des dortigen Bezirks ſchleunigſt herbeizuführen. Abweichungen bleiben zuläſſig, 
ſoweit ſie durch die örtlichen Verhältniſſe begründet ſind. 

Bei den Textilfachſchulen find vom 1. April d. Is. ab die Schulgelder grundſätzlich 
nach den Friedensſätzen zu erheben. Sofern jedoch ſchon jetzt bei einzelnen Lehrgängen 
höhere Sätze erhoben werden, ſind ſie beizubehalten. Die getroffene Regelung iſt mir im 
einzelnen anzuzeigen. 

Bezüglich der Feſtſetzung der Schulgeldſätze an den Seefahrtſchulen ergeht beſonderer 
Erlaß. 

e eee. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium Abt. III 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


Nachſtehend folgen die aus dem Erlaß vom 26. März 1924 — IV 3089 (HM Bl. 
S. 99) — in Kraft bleibenden Beſtimmungen: 


Im übrigen gelten für die Zahlung und für die Einziehung des Schulgeldes vom 
1. April 1924 ab wieder die Beſtimmungen der Vorkriegszeit. 

Schulgelderlaß wird bei ſämtlichen vorſtehend unter Ziff. 1 bis 11 erwähnten Schul⸗ 
gattungen bis zu 10 v. H. der Iſteinnahme, bei Kriegsteilnehmern weiterhin wie bisher 
auch noch darüber hinaus (ſ. Erlaſſe vom 23. Februar 1916 — HMBl. S. 57 — vom 
22. Januar 1919 — HMBl. S. 30 — und vom 23. Dezember 1922 — HMBl. S. 47) 
zugelaſſen. In Anbetracht des großen Wertes, den völliger Schulgelderlaß jetzt hat, iſt 
ſorgfältigſte Auswahl der Schüler(-innen), denen er bewilligt werden ſoll, notwendig. Nur 
wirklich Bedürftige dürfen berückſichtigt werden. Statt Gewährung völligen Schulgeld⸗ 
erlaſſes wird oft Schulgeldermäßigung genügen. Vollſtändiger Schulgelderlaß ſoll unter 
dem Geſichtspunkte planmäßiger Schülerausleſe und daher nur ſolchen Schülern (Schüle⸗ 
rinnen) gewährt werden, deren Perſönlichkeit und Leiſtungen die Aufwendung öffentlicher 
Mittel rechtfertigen. Dabei ſoll nicht einſeitig die verſtandesmäßige Begabung oder äußeres 
Wohlverhalten, ſondern die ganze Perſönlichkeit gewertet werden. 

Zur Vermeidung von Härten werden die Direktoren ermächtigt, die an den Fällig⸗ 
keitsterminen zu entrichtenden Schulgeldbeträge auf begründeten Antrag der Zahlungs- 
pflichtigen auch in monatlichen Teilbeträgen anzunehmen. Außerdem wird auf die Beſtim⸗ 
mungen über Stundung von Schulgeld verwieſen. 

Reichsausländer haben wieder, wie in der Vorkriegszeit (vgl. Runderlaß vom 
18. Dezember 1902 — IIIb 8951 —) den fünffachen Betrag des für Inländer feſtgeſetzten 
Schulgeldes zu entrichten. 
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VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der Jahresberichte der Preußiſchen Gewerbeaufſichts— 
beamten und Bergbehörden für 1925 wird vorausſichtlich im April d. J. in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. 

Es werden nur ſo viele Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis zur Drucklegung beſtellt 
ſind. Die Beſtellungen nimmt, abgeſehen von dem im folgenden Abſatz vorgeſehenen Fall, 
die Direktion der Reichsdruckerei, hier SW 68, Oranienſtr. 91, bis zum 31. März d. J. 
entgegen. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, etwa 34 Bogen umfaßt, wird der Preis 
einſchließlich der Gebühren für die Poſtbeförderung etwa 9 RM für einen gehefteten Ab⸗ 
druck und 10 H.l für einen in Ganzkaliko gebundenen Abdruck betragen. Dieſen Berechnungen 
liegen die jetzigen Verhältniſſe bei den Löhnen und Rohſtoffen zugrunde. Wenn darin 
Anderungen eintreten oder das Werk einen anderen als den angenommenen Umfang er⸗ 
hält, ſo werden auch die Preiſe entſprechend geändert werden. Die genauen Preiſe werden, 
ſobald das Werk fertiggeſtellt iſt, bekanntgegeben werden. Zur Vermeidung von Be- 
anſtandungen wird darauf aufmerkſam gemacht, daß jeder beſtellte Abdruck 
auch von dem Beſteller bezahlt werden muß. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob 
geheftete oder gebundene Abdrucke des Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei 
der Überſendung von der Reichsdruckerei durch Poſtnachnahme erhoben werden. 

Intereſſenten, die die Jahresberichte bisher regelmäßig bezogen haben und die dies auch 
künftig zu tun beabſichtigen, können bei der Geheimen Expedition meines Miniſteriums 
beantragen, daß ihnen das Werk vom Jahrgang 1925 ab immer alsbald nach ſeinem Er⸗ 
ſcheinen unter Poſtnachnahme zugeſtellt wird. In dem an die Geheime Expedition meines 
Miniſteriums zu richtenden Antrag iſt die Zahl der in gebundener oder broſchierter Aus⸗ 
führung gewünſchten Abdrucke nebſt der genauen Anſchrift für die Überſendung anzugeben. 
Preisvorbehalte können bei Dauerbeſtellungen nicht berückſichtigt werden. Anträge auf 
Einſtellung der Dauerbelieferung können nur berückſichtigt werden, wenn ſie bis zum 
31. Januar des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres bei der vorbezeichneten 
Dienſtſtelle eingegangen ſind. Der Antrag auf Dauerlieferung ſchließt die Lieferung des 
Jahrganges 1925 in ſich, ſo daß es in dieſem Falle einer beſonderen Beſtellung dieſes Jahr⸗ 
ganges bei der Reichsdruckerei nicht bedarf. 

In den Jahresberichten für 1925 werden vorwiegend folgende Angelegenheiten be- 
ſprochen werden: 

Tarifliche Regelung der Löhne der Heimarbeiter; Stellungnahme der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bei Anträgen auf Pauſenkürzung unter das geſetzlich (namentlich gemäß 
$ 136 Abſ. 1 und § 137 Abſ. 3 GO.) vorgeſchriebene Maß; Erfahrungen bei der 
Durchführung der neuen Azetylenverordnung und bei dem Betriebe von ſogenannten Hoch- 
druckazetylenentwicklern; Beobachtungen über Geſundheitsſchädigungen durch Art oder Dauer 
der Arbeit bei Maſchinenſchreiberinnen und Maßnahmen zu ihrer Verhütung; Vorkehrungen 
gegen Exploſionsgefahr bei der Bearbeitung und Inſtandhaltung von Benzinfäſſern und 
anderen Behältern für leichtentzündliche Flüſſigkeiten. 


Handwerkliches Geſtalten. Die techniſche und formſchaffende Arbeit des Holz⸗ 
bildhauers. Herausgegeben von Profeſſor Friedrich Hüllweck, Direktor der kunſt⸗ 
gewerblichen Fachſchule in Flensburg. Verlagsanſtalt des Deutſchen Holzarbeiter⸗ 
Verbandes G. m. b. H. 


Techniſche Fachbücher. Die Hauptgebiete der Technik in grundlegenden Einzel⸗ 
darſtellungen. Herausgegeben von Dipl.-Ing. A. Meyer. Bd. 1. Die Waſſerkraft. 
Bd. 2. Die Wirkungsweiſe der Verbrennungsmotoren. Bd. 3. Der elektriſche Strom 
(Gleichſtrom). C. W. Kreidel's Verlag, München 27. 
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